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eine schärfere Kontrolle beim 
Marktzugang, um Projekte 
mit hohem Ressourcenver
brauch und starker Umwelt
verschmutzung zu vermeiden. 
Gleichzeitig sollen Bauprojek
te gefördert werden, die Ein
sparungen beim Boden- und 
Energieverbrauch erlauben;

die Vermeidung von Ressour
cenverlusten im Transport 
und Ressourcenverschwen
dung in der Logistik und Dis
tribution;

die Förderung von Ver
brauchsgewohnheiten, die 
Ressourceneffizienz sichern. 
Hierfür sollen Beispiele für 
das Einsparen von Ressour
cen in Infrastrukturprojekten 
und bei Regierungsaktivitäten 
entwickelt werden;

die Beschleunigung der Ent
wicklung einer auf dem Recyc
ling von Ressourcen basieren
den Wirtschaft; aktive Förde
rung einer sauberen Produkti
on und Stärkung des Umwelt
schutzes.

Zu den aktuellen Maßnahmen des 
Umweltschutzes gehört die Schlie
ßung von rund einem Duzend Un
ternehmen und (kleinen) Goldberg
werken. Die State Environmen
tal Protection Administration (SE- 
PA) kündigte Ende Juni d.J. an, 
dass mehr als 40 Papiermühlen 
und Goldbergwerke aufgrund extre
mer Verschmutzung der Umwelt ge
schlossen worden sind.

Die SEPA forderte vor allem die 
stark energiebasierten Branchen 
wie die Eisen- und Stahlindustrie, 
die NE-Metallindustrie, die Koh
le-, Elektrizitäts-, Erdöl-, Chemie- 
und Baustoffindustrie auf, ressour
censparender zu arbeiten. Im Um
weltschutz sollen vor allem die Un
ternehmen in der Papierherstellung 
stärker überwacht werden. Wang 
Yuqing, stellvertretender Leiter der 
SEPA, wies im Juni d.J. daraufhin, 
dass die Behörde jeden Monat im 
Durchschnitt vier neue Projekte ab
lehne, da sie nicht die erforderlichen 
Umwelt Verträglichkeitsprüfungen 
aufwiesen.

Die Umweltprobleme haben auch im 
letzten Jahr zugenommen. So ver
schlechterte sich die Luftqualität in 
vielen Städten. Nur 132 von ins
gesamt 342 Städten erreichten den 
Grad 2 in der Luftqualität, das wa
ren 3,1% weniger als im Jahre 2003. 
Der Umfang der festen Abfälle stieg 
um 20% auf rd. 1,2 Mrd. t im Jah
re 2004. Gleichzeitig erhöhte sich die 
Zahl der Umweltbeschwerden von 
chinesischen Bürgern um 30% im 
letzten Jahr.

In der Kooperation mit dem Aus
land hat China eine hohe An
passungsfähigkeit gezeigt und sich 
an allen internationalen Umwelt
organisationen beteiligt. Ende Ju
li wurde China Mitglied im Kli- 
mapakt Asia Pacific Partnership 
on Clean Development, der zwi
schen den USA, Australien und 
vier asiatischen Ländern, nämlich, 
neben China auch Indien, Südko
rea und Japan, geschlossen wurde. 
Ziel des Paktes ist die Reduzierung 
der globalen CCD-Emissionen, al
lerdings sind keine bindenden Ver
pflichtungen für die Mitgliedslän
der vorgesehen. Die Mitglieder stim
men darin überein, dass sie enger 
bei der Entwicklung sauberer Kohle, 
Atom- und Sonnenenergie sowie von 
hydroelektrischen Technologien Zu

sammenarbeiten wollen. Im Mittel
punkt der Zusammenarbeit soll au
ßerdem der Technologietransfer ste
hen.

Die USA und Australien zählen zu 
den Ländern, die nicht das Kyoto- 
Protokoll unterzeichnet haben, wäh
rend Indien und China aufgrund ih
res Entwicklungsländerstatus keine 
bindenden Zusagen machen muss
ten. Vor diesem Hintergrund gab 
es eine Reihe von kritischen Reak
tionen in der Presse. Vertreter des 
World Wildlife Fund kommentier
ten den Pakt beispielsweise mit den 
Worten: „A deal on climate change 
that doesn’t limit pollution is the 
same as a peace plan that allows 
guns to be fired “.

In der EU wurde das Abkom
men mit einiger Überraschung auf
genommen, da der Umweltkommis
sar der EU ebenfalls aus der Pres
se von dieser Initiative erfahren hat

te. Da die EU derzeit versucht, 
einen internationalen Konsens für 
den Klimaschutz nach dem Jahr 
2012 zu erreichen, der auch Länder 
wie China und Indien einbezieht, 
stellt sich dieses Abkommen als kon
trär zu den Interessen der EU dar. 
(XNA, 23.6., 25.6., 26.6.05; IHT,
3.6., 29.7.05; WSJ, 5.7., 29.7.05; 
„Überraschender US-China-Klima- 
pakt stößt of Skepsis“, http://www. 
euractiv.com, 29.7.05, Aufruf am 
8.8.05)
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37 Neubesetzung wichtiger 
Regierungsämter unter 
Donald Tsang

Gleich zu Beginn der Amtszeit des 
neuen Regierungschefs (Chief Ex
ecutive) der Sonderverwaltungsregi
on (SVR) Hongkong, Donald Tsang, 
wurden zwei Ämter im Kabinett mit 
langjährigen Weggefährten des Re
gierungschefs neu besetzt und da
mit ein Beitrag zu Tsangs weiterer 
Machtsicherung geleistet.

Rafael Hui hat seit dem 30. Ju
ni 2005 als Chief Secretary of Ad
ministration das frühere Amt Don
ald Tsangs inne und wurde damit 
zum Zweiten in der Hierarchie hin
ter dem Regierungschef. Der 57- 
jährige Hui zählt zu den langjäh
rigen Kollegen des Chief Executive 
aus seiner Zeit im Civil Service. 
Beide betonten bei Huis Amtsein
führung ihre freundschaftliche und 
kollegiale Verbundenheit. Nach sei
nem Abschluss an der University 
of Hong Kong arbeitete Hui seit 
1970 für den öffentlichen Dienst, 
u.a. in den Bereichen Sicherheit, 
Transport und Dienstleistungen so
wie Inneres. Wie sein Amts Vorgän
ger schloss er an der Harvard-Uni
versität im Fach Öffentliche Verwal
tung ab. In der Kolonialregierung 
der Briten arbeitete er ab 1995 als 
Staatssekretär für Finanzdienstleis
tungen (Secretary for Financial Ser
vices). Dieses Amt bekleidete Hui
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auch nach dem Souveränitätswech
sel 1997 in der Tung-Regierung und 
war damit Donald Tsang, dem da
maligen Financial Secretary, unter
stellt. 2000 schied Hui aus dem 
Staatsdienst aus und arbeitete seit
dem als freier Berater (vgl. C.a., 
2000/1, Ü 34). Neben den Interven
tionen Donald Tsangs ist es auch 
Huis Marktreformen zu verdanken, 
dass Hongkong die Asienkrise re
lativ unbeschadet überstand. Wäh
rend des Wahlkampfes zur Wahl des 
neuen Chief Executive im Juni 2005 
leitete Hui Donald Tsangs Kampag
ne. Wie Donald Tsang pflegt auch 
Hui gute Kontakte zu beiden politi
schen Parteienlagern.

Andrew Wong wurde Anfang Ju
li zum Leiter des Büros des Re
gierungschefs ernannt. Der 45-Jäh
rige war zuvor Vertreter Hongkongs 
für Wirtschafts- und Handelsfragen 
bei der Europäischen Union in Brüs
sel. Bevor Wong 2000 nach Brüssel 
wechselte, fungierte er als Verwal
tungsdirektor im Hongkonger Civ
il Service, in den er 1982 eingetre
ten war. Dort arbeitete er eng mit 
Donald Tsang zusammen. Wongs 
Amtszeit wird am 1. August begin
nen und zunächst sechs Monate an
dauern. Zu seinen Aufgaben wird 
es gehören, an der Formulierung 
der nächsten Regierungserklärung 
im Oktober d.J. und bei der Umbe
setzung und Verjüngung des Hong
konger Regierungskabinetts mitzu
wirken.

Bislang übernahm der neue Chief 
Executive alle weiteren Kabinetts
mitglieder, die zuvor der Tung-Re
gierung angehörten. Weitere Neu
besetzungen werden jedoch spätes
tens nach der Abgabe seiner Regie
rungserklärung im Oktober erwar
tet. (XNA, 30.6.05; SCMP, 30.6., 
1.7.05; Hong Kong SAR government 
website, 27.7.05; ST, 1.7.05) -kw-

38 Massenproteste am 1. Juli 
bleiben aus

Zum dritten Mal seit 2003 fan
den anlässlich des achten Jahres
tages des Souveränitätswechsels an 
die VR China am 1. Juli 2005 De
monstrationen in der Sonderverwal

tungsregion (SVR) Hongkong statt. 
Die Zahl der Protestierenden blieb 
in diesem Jahr jedoch weit hinter 
den Erwartungen der Veranstalter 
und erreichte die der Vorjahre nicht.

Am sechsten Jahrestag der Über
gabe Hongkongs im Jahr 2003 hat
ten eine schwere wirtschaftliche De
pression und Regierungspläne für 
die Einführung eines Antisubversi
onsgesetzes gemäß Artikel 23 des 
Basic Law (BL) noch eine hal
be Millionen Menschen dazu bewo
gen, ihren Unmut auf Hongkongs 
Straßen zum Ausdruck zu bringen. 
Die hohe Zahl der Protestierenden 
hatte damit nicht nur die Veran
stalter, sondern auch die Hongkon
ger Regierung überrascht (vgl. C.a., 
2003/7, Ü 29). Am 1. Juli 2004 
wiederholten sich die Massenprotes
te anlässlich des Jahrestages des 
Souveränitätswechsels zum zweiten 
Mal, wenn auch unter anderen Vor
zeichen. Diesmal boten weder die 
schlechte wirtschaftliche Lage noch 
die Vorlage für ein Antisubversions
gesetz Anlass für Demonstrationen. 
Als neuer auslösender Faktor ließ 
sich die Auslegung des BL durch den 
Ständigen Ausschuss des Nationalen 
Volkskongresses im April 2004 iden
tifizieren. Diese hatte allgemeine Di
rektwahlen zum Regierungschef und 
zur Legislativversammlung der SVR 
für die Jahre 2007/08 ausgeschlos
sen (vgl. C.a., 2004/7, Ü 25).

Der Umstand, dass infolge der Be
ratungen der Taskforce für konsti
tutionelle Entwicklung unter dem 
vormaligen Chief Secretary of Ad
ministration und jetzigem Chief Ex
ecutive Donald Tsang und der an
schließenden öffentlichen Diskussio
nen seither kein konkreter Zeitplan 
zur Einführung von allgemeinen Di
rektwahlen oder mögliche Modifi
kationen des Wahlsystems deter
miniert wurden, hatte in diesem 
Jahr neuerliche Massenproteste der 
Hongkonger Bevölkerung erwarten 
lassen. Außerdem hätte die dritte 
Auslegung des BL zur Regelung der 
Amtszeit des neu gewählten Chief 
Executive im April d.J. Anlass zur 
Kritik geboten.

Stattdessen beteiligten sich am 1. 
Juli 2005 nach Schätzungen der Ver

anstalter, der prodemokratischen 
Aktivistengruppe Civil Human 
Rights Front, lediglich 21.000 Hong
konger an einem Protestzug für 
mehr Demokratie. Damit blieb die 
Teilnehmerzahl auch weit unter den 
erwarteten 50.000. Eine von regie
rungsfreundlichen Gruppierungen 
organisierte Parade zum Jahrestag 
der Rückgabe Hongkongs an die 
VR China zählte hingegen 30.000 
Teilnehmer.

Bereits im Vorfeld des achten Jah
restages hatte sich abgezeichnet, 
dass eine solch hohe Beteiligung wie 
in den Vorjahren nicht zu erwar
ten war. Die Mehrzahl der seit den 
Wahlen zur Legislativversammlung 
im September 2004 stattfindenden 
Protestzüge, die von prodemokra
tischen Gruppierungen organisiert 
wurden, fanden nur begrenzten Zu
spruch. Selbst gegen die Auslegung 
des BL im April d.J. demonstrierten 
nur wenige Bürger (vgl. C.a, 3/2005, 
Dok 43).

Regierungsfreundliche Kommenta
toren werteten die relativ geringe 
Beteiligung als Beweis dafür, dass 
die weitere Demokratisierung des 
Hongkonger Wahlrechts kein bren
nendes Thema mehr für die Bevöl
kerung darstellt. Ihre Argumentati
on sahen diese auch durch eine Um
frage der Central Policy Unit vom 
April d.J. gestützt. Demnach ran
gieren allgemeine Direktwahlen bei 
25 zu gewichtenden Politikfeldern 
lediglich auf dem 13. Platz.

Eine eher demokratiefreundliche Be
urteilung sieht sich hingegen in der 
Bedeutung von Demokratie für die 
Hongkonger Bevölkerung bestätigt. 
Trotz einer verbesserten wirtschaft
lichen Lage, die die Arbeitslosen
quote wieder sinken lässt, trotz 
des Rücktritts des stark kritisierten 
Chief Executive Tung Chee-hwa und 
trotz der Zustimmung für seinen 
Nachfolger Donald Tsang (vgl. „Im 
Fokus“ vorne in diesem Heft), ist die 
Einführung von allgemeinen Direkt
wahlen für die Bürger der SVR im
mer noch von Bedeutung. Ein Aus
schluss für die Jahre 2007/08 scheint 
allerdings akzeptiert worden zu sein.

Zu Beginn der Amtsperiode des neu
en Chief Executive Donald Tsang

CHINA aktuell 4/2005
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dürfte die sichtlich beruhigte Atmo
sphäre in Hongkong nun für alle 
politischen Parteien Hongkongs vor 
allem eine Chance für einen kon
struktiven Dialog miteinander und 
mit der Öffentlichkeit bieten, um 
eine Reformierung des Wahlrechts 
baldmöglichst einleiten zu können. 
(SCMP, 28., 29.6., 1., 2.7.05; NZZ,
2./3.7.05; The New York Times, 
1.7.05; ST, 1., 2.7.05) -kw-

39 Angst um Pressefreiheit 
unter der neuen 
Regierung oder politische 
Inszenierung?

Die Live-Übertragung von Pferde
rennen und eines Gesangswettbe
werbes durch den staatlichen Ra
dio- und Fernsehsender RTHK (Ra
dio Television Hong Kong) heizte 
im Juni und Juli 2005 in der Son
derverwaltungsregion (SVR) Hong
kong eine hitzige Debatte um eine 
mögliche Einflussnahme des neuen 
Chief Executive, Donald Tsang, auf 
die Hongkonger Pressefreiheit an.

Anlass zur Diskussion lieferte die 
Kritik Tsangs, dass ein öffentlicher 
Sender mit derlei Unterhaltungssen
dungen nicht mit privaten Sendern 
konkurrieren solle. Stattdessen halte 
er einen Fokus auf die Verbreitung 
und Unterstützung von Regierungs
initiativen für notwendig, so der Re
gierungschef. RTHK nahm darauf
hin prompt die Berichterstattung 
über Pferderennen aus dem Pro
gramm.

Lokale Medien, wie die Tageszeitung 
South China Morning Post, spra
chen in der Folge von einem Ein
griff in die Presse- und Meinungs
freiheit. Als Reaktion ließ die Regie
rung durch Rafael Hui, den neuen 
Chief Secretary of Administration, 
verlautbaren, dass die Unabhängig
keit des Radio- und Fernsehsen
ders keineswegs eingeschränkt wer
den würde. Die redaktionelle Unab
hängigkeit müsse verteidigt werden. 
Allerdings sollten öffentliche Rund
funk- und Fernsehsender, die öffent
liche Gelder verwenden, bestimm
te Standards erfüllen sowie Verant
wortlichkeiten und Rechte bewah
ren, so Hui in seiner Stellungnahme.

Einige Hongkonger Medien disku
tierten, ob es sich hierbei tatsäch
lich um einen Eingriff in die Pres
sefreiheit handle, und stellten so
gar Bezüge zur Inhaftierung des 
in Hongkong tätigen Korresponden
ten der in Singapur erscheinenden 
Straits Times, Ching Cheong, En
de April d.J. wegen des Verdachts 
auf Spionage (vgl. C.a., 3/2005, Dok 
17) sowie zum Rücktritt der beiden 
KPCh-kritischen Talkshow-Modera
toren des unabhängigen Rundfunk
senders Commercial Radio, Albert 
Cheng und Raymond Wong, im Mai 
2004 her. Andere Beobachter stell
ten demgegenüber die Frage nach 
einer Diskussion über die Funkti
on öffentlicher Rundfunk- und Fern
sehsender. Belegte eine Evaluierung 
der Pressefreiheit durch die Organi
sation Reporter ohne Grenzen doch, 
dass Hongkong auf Platz 34 an zwei
ter Stelle in der asiatisch-pazifischen 
Region hinter Neuseeland rangierte, 
und der Vorwurf eines neuerlichen 
Eingriffes in die Hongkonger Pres
sefreiheit somit nicht haltbar sein 
dürfte.

Die Nachricht von Mitte Juli d.J., 
dass der jetzige Regierungschef 
Donald Tsang bereits im April von 
der bevorstehenden Streichung der 
Berichterstattung von Pferderennen 
unterrichtet worden war, entlarv
te die ganze Diskussion schließlich 
als strategische Kampagne Donald 
Tsangs. Hätte er als neuer Chief 
Executive die Streichung des Pro
gramms gewünscht, wäre ein Anruf 
bei den Verantwortlichen wohl aus
reichend gewesen. Stattdessen wähl
te er den Weg, öffentlich Kritik am 
Hongkonger Rundfunk- und Fern
sehsender RTHK zu üben. Er könnte 
damit das Ziel verfolgt haben, eine 
Debatte um die Rolle des Senders 
anzuregen und seine eigenen Vor
stellungen zur Aufgabenstellung des 
Senders klar zu machen. So könn
te der neue Regierungschef den öf
fentlichen Rundfunk- und Fernseh
sender RTHK dazu instrumentali
sieren wollen, seine Regierungsar
beit zu begleiten und zu verbreiten. 
(SCMP, 21.6., 12., 22.7.05; SCMP,
1., 16. 7.05, nach BBC PF, 2., 
18.7.05; WSJ, 17.7.05) -kw-

40 Hochschulen planen 
Ausweitung der 
Ausbildungskapazitäten

Die Einführung des neuen Bil
dungssystems unter der Bezeich
nung „3+3+4“ ist auf das Jahr 2009 
verschoben worden, um den Schu
len und Hochschulen mehr Zeit für 
die Vorbereitung zu geben. Nach der 
Reform sollen auf drei Jahre unte
re Sekundarstufe drei Jahre obere 
Sekundarstufe und dann vier Jahre 
Studium folgen. Man verspricht sich 
davon für viele Schüler eine länge
re Schulzeit, denn derzeit setzt nur 
ein Drittel der Schüler die Schule in 
Stufe 6 fort (siehe C.a., 2004/10, Ü 
39).

Die University of Hong Kong (HKU) 
will ihr 4-jähriges Curriculum bis 
zum Jahr 2011 umgestellt haben 
und dann die ersten Studenten ge
mäß der neuen Struktur aufneh
men. Dieses Datum fällt mit der 
100-Jahr-Feier der Universität zu
sammen. Bei der Vorstellung An
fang Juli eines 10-Jahres-Entwick- 
lungsplans wurde weiterhin bekannt 
gegeben, dass ca. 100 Mrd. HK$ 
(rund 12,8 Mrd. US$) ausgegeben 
werden sollen, um durch Auswei
tung des Campus und Anstellung 
von mehr Lehrkräften die Voraus
setzungen für die neue Struktur zu 
schaffen. Die Zahl der lokalen Stu
denten im Grundstudium soll da
bei um 10% und die der Studenten 
aus Übersee um 2.000 steigen. Ins
gesamt wolle die HKU dann über 
15.000 Studenten ausbilden.

Auch die Hong Kong University of 
Science and Technology (HKUST) 
will ihre undergraduate-Programme 
ausweiten und verbessern, um die 
Universität zu einem „internationa
len Mekka für Studenten“ zu ma
chen. Zurzeit kommen rund 10% 
der Studenten von außerhalb Hong
kongs; deren Anteil soll in den 
nächsten 5-10 Jahren auf 20% an- 
steigen. Zugleich hat sich die Uni
versität die Princeton-Universität 
als Vorbild genommen und will mit
tels eines Investitions- und Infra
strukturprogramms in Höhe von 1,9 
Mrd. HK$ zu einer führenden For
schungsuniversität werden. Sie will 
sich auf fünf Schlüsselfelder konzen
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trieren (Nanotechnologie; Biotech
nologie; Elektronik und Informati
onstechnologie; dauerhafte Entwick
lung, Energie und Umwelt; Ma
nagement) und mit Hilfe privater 
Partner ein „Institute for Advanced 
Study“ sowie eine „School of In
novation and Technology Manage
ment“ aufbauen. So will sie auch ih
ren Einfluss auf das Hochschulwesen 
auf dem Festland ausdehnen.

Um den Studenten mehr Aus
bildungsflexibilität zu ermöglichen 
plant das University Grants Com
mittee die Einführung neuer Sti
pendiensysteme bis 2009. Abgehend 
vom „Block-“Modell wird ein Sys
tem von „Credits“ für Kurse, Stu
dienprogramme und Ausbildungs
einheiten überlegt, das Studenten 
ermöglichen würde, zwischen Uni
versitäten zu wechseln, Auslands
und Inlandsstudium zu kombinie
ren, aber auch eventuell länger als 
die vorgesehenen vier Jahre zu stu
dieren. (SCMP, 8., 28.6.05; XNA,
7.6., 7.7.05) -gs-

41 Viele Migranten erhalten 
weniger als Minimallohn

Uber 40% der Haushaltshilfen aus 
Indonesien sind unterbezahlt, ergab 
eine Umfrage von drei Agenturen 
für Wanderarbeiter. Befragt wur
den 1.017 Hausmädchen, von de
nen 42% angaben, sie würden we
niger als das monatliche Lohnmini
mum von 3.270 HK$ erhalten. Ca. 
22% gaben rund 2.000 HK$ als Lohn 
an, 10% erhalten nur ca. die Hälf
te des erst im Mai um 50 HK$ er
höhten Satzes und einige sogar weni
ger als ein Drittel. Viele berichteten 
darüber hinaus, dass sie gezwungen 
würden, falsche Belege über höhere 
Lohnzahlungen abzuzeichnen.

Aber auch die Vermittlungsagentu
ren wurden von den Befragten der 
Übervorteilung beschuldigt. Hier se
hen die Hongkonger Bestimmungen 
vor, dass die Vermittlungsgebühr 
höchstens 10% des Monatsgehalts 
betragen darf, während die indone
sische Regierung Gebühren bis zur 
vollen Höhe der ersten Monatsgehäl
ter genehmigt. 77% der Befragten 
zahlten überhöhte Gebühren bis zu

21.000 HK$; viele Agenturen neh
men auch völlig überzogene Gebüh
ren für die Erneuerung von Verträ
gen.

Die Migranten, so ergab diese ers
te Untersuchung ihrer Art, erhal
ten von den Vermittlungsagenturen 
keine Informationen über das, was 
sie in Hongkong erwartet, und sei
en auf die Probleme mit der Bezah
lung, Vertragsverletzungen, vorfris
tige Kündigungen und verbale Belei
digungen weder vorbereitet noch er
hielten sie Schutz dagegen. (SCMP, 
9.6.05) -gs-

42 Vorschläge zur
Gesundheitsreform zum 
Jahresende erwartet

In seiner diesjährigen Regierungser
klärung hatte der Hongkonger Re
gierungschef auch die Reaktivierung 
des „Health and Medical Devel
opment Advisory Committee“ an
gekündigt, das die Regierung bei 
der dringend erforderlichen Reform 
des Gesundheitswesens unterstützen 
soll. Ohne diese Reform, so wird er
wartet, dürfte das Defizit im öffent
lichen Gesundheitsbereich in den 
nächsten vier Jahren auf 7,3 Mrd. 
HK$ anwachsen und bis zum Jahr 
2033 würde die Hälfte aller Steuer
einnahmen dafür ausgegeben wer
den. Erste Vorschläge zur Grund Ver
sorgung liegen inzwischen vor, ein 
umfassender Bericht mit Vorschlä
gen zur Finanzierung des Gesund
heitswesens wird zum Jahresende 
erwartet.

Die Notwendigkeit, das Gesund
heitswesen zu reformieren, ist seit 
Anfang der 90er Jahre bekannt. Der 
Beginn der öffentlichen Debatte da
rum kann auf 1993 datiert wer
den, als die Regierung das Doku
ment „Towards Better Health“ ver
öffentlichte. Weitere Berichte und 
Untersuchungen wurden Ende 1997, 
im Dezember 2000 und im Juni 
2004 vorgestellt. Hintergrund die
ser Diskussion sind demographische 
Veränderungen auf der einen Sei
te (mit der gestiegenen Lebenser
wartung werden bis 2023 23% der 
Hongkonger über 65 Jahre alt sein) 
und steigende öffentliche Kosten

aufgrund des technologischen Fort
schritts sowie wachsender Erwar
tungen auf der anderen.

Die drei Ebenen des Hongkonger 
Gesundheitswesens werden mit un
terschiedlichen Anteilen sowohl von 
öffentlichen als auch von priva
ten Anbietern getragen. Die Grund
versorgung (primary health care), 
die generell jedem Hongkonger zu 
erschwinglichen Preisen zugänglich 
sein sollte und die nach OECD-Stu- 
dien die entscheidende Basis für eine 
gesunde Gesellschaft darstellt, wird 
vom Department of Health (DH), 
der Hospital Authority (HA) und 
dem Privatsektor ermöglicht. Da
bei sind die meisten vorsorgenden 
Dienste öffentlich, während im ver
sorgenden Bereich private Mediziner 
56,5% der Behandlungen vollziehen. 
Diese auf 4-5.000 geschätzten priva
ten Ärzte arbeiten unabhängig von 
der Regierung und ohne Subventio
nen sowie zu 90% in Einzelpraxen.

Die zweite Versorgungsebene (se
condary health care) umfasst im All
gemeinen die stationäre Versorgung 
von Kranken und ist ihrem We
sen nach heilend; die dritte (tertia
ry health care) bezeichnet komplexe
re und kostenintensivere stationäre 
Dienste. Da der Bau und der Unter
halt von Krankenhäusern mit höhe
ren Kosten verbunden sind, ist der 
öffentliche Sektor auf diesen beiden 
Ebenen der dominante Anbieter. 
Die HA verwaltet alle öffentlichen 
Krankenhäuser, im Mai 2005 wa
ren dies 43 Einrichtungen mit 20.550 
Betten, 4.546 Ärzten (einschließlich 
Praktikanten), 18.917 Pflegern (oh
ne Trainees) sowie 4.817 weiterem 
Gesundheitspersonal. Die Zahl der 
privaten Krankenhäuser beläuft sich 
auf 12 mit insgesamt 2.853 Betten, 
im Einzelnen zwischen 70 und 590. 
Derzeit werden rund 5% der statio
nären Patienten privat versorgt.

Der Gesundheitssektor ist damit 
hochgradig von öffentlichen Mit
teln abhängig, zumal es keine öf
fentliche Krankenversicherung gibt. 
Während einerseits im Vergleich mit 
den OECD-Ländern die Hongkon
ger Gesundheitsausgaben (gemessen 
am BIP) nicht besonders hoch sind 
und auch ihr Anteil an den öffentli
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den meisten, so rangiert das Hong- 
konger System andererseits unter 
den am höchsten subventionierten. 
Rund 97% der Kosten stationärer 
Behandlung und 87% der Kosten 
ambulanter Dienste waren 2003 öf
fentlich finanziert. Allein für Inves
titionen in Krankenhäuser werden 
13% der öffentlichen Ausgaben für 
Gesundheit aufgewandt. Der An
teil der Gesundheitsausgaben am 
BIP stieg von 4,3% in den Jah
ren 1991/92 auf 5,7% in den Jahren 
2001/02.

Der private Sektor bilanziert sich 
über Gebühren und private Kran
kenversicherung. Während 2002 
82% aller stationären Behandlungen 
von öffentlichen Krankenhäusern 
durchgeführt wurden, versorgten 
private Ärzte 72% der ambulanten 
Patienten.

Zu den bisher bekannt gewor
denen Reformvorschlägen gehört, 
mehr Patienten dazu zu bewegen, 
private Ärzte aufzusuchen. Ange
sichts der niedrigen Gebühren in öf
fentlichen Krankenhäusern werden 
diese auch von besser verdienen
den bevorzugt. Hier sollen Gebüh
rensteigerungen (bei gleichzeitigen 
Vergünstigungen für Bedürftige) die 
Anreizstrukturen verändern. Auch 
sollen darüber nicht nur die Kran
kenhäuser entlastet werden, die der
zeit lange Wartezeiten haben, son
dern auch eine Art Hausarztsys
tem mit längerfristigen Krankenak
ten aufgebaut werden. Noch sind 
Patienten in der Wahl ihrer Ärz
te frei, was u.a. zu dem Phänomen 
des „doctor-shopping“ führt. Haus
ärzte und Familienmedizin sind bis
her nicht üblich. Auch für die Schaf
fung einer kollektiven Gesundheits
versicherung gibt es Pläne.

In die Kritik geraten ist die Pra
xis mancher Privatärzte, Patienten 
an die privaten Krankenhäuser zu 
überweisen und dafür einen Teil der 
Gebühren zu kassieren. Während 
die Private Hospital Association ih
re Mitglieder in Schutz nahm und 
noch Klärungsbedarf sieht, verur
teilte der Medical Council das Sys
tem der „kickbacks “ als unethisch 
und betonte, „fee-sharing“ sei ab

solut verboten. (Zum Gesundheits
system und zur Diskussion ab 1993 
siehe die Homepage des Health 
and Medical Development Advis
ory Committee: www.hwfb.gov.hk/ 
hmdac; SCMP, 5.4., 20.5., 1., 24., 
25.6.05; ST, 20.7.05) -gs-

SVR Macau
Liu Jen-Kai

43 Regierungschef Edmund 
Ho besucht Brasilien

Edmund Ho Hau Wah reiste am 19. 
Juni zu einem sechstägigen offiziel
len Besuch nach Brasilien. Auf sei
nem Programm standen die Städ
te Sao Paulo, Brasilia, Manaus und 
Rio de Janeiro sowie Treffen mit 
Präsident Luiz Inacio Lula da Sil
va, dem Vizegouverneur von Sao 
Paulo Claudio Lembo, Senatspräsi
dent Renan Calheiros und Minis
tern und Geschäftsleuten. Ho drück
te die Hoffnung aus, dass Ma
cau eine Plattform für die chine
sisch-brasilianischen Wirtschaftsbe
ziehungen bilden werde. Auch Prä
sident Lula würdigte die Rolle der 
SVR Macau bei der Entwicklung der 
Wirtschafts- und Handelsbeziehun
gen zwischen Brasilien, China und 
den portugiesischsprachigen Län
dern (Portugal, Brasilien, Kap Ver
de, Guinea-Bissau, Säo Tome und 
Principe, Angola, Mosambik und 
Timor-Leste). Macau wird von der 
brasilianischen Seite als Vermittler 
zwischen China und diesen Län
dern und als Eingangstor zum chi
nesischen Markt, insbesondere zur 
Region Südchina, angesehen. Wirt
schafts- und Finanzminister Francis 
Tarn sprach von einem „riesigen Er
folg“ des Besuchs, bei dem die Ge
schäftsverbände beider Seiten Ver
träge über wirtschaftliche Zusam
menarbeit unterzeichnet hätten. Im 
September wird in Macau ein Minis
tertreffen der portugiesischsprachi
gen Länder und eine Handelsmesse 
stattfinden. (XNA, 19., 21., 23.6.05; 
http://macau.org.uk, 27.6.05, Auf
ruf am 5.8.05)

44 Macau gehört jetzt zum 
Welterbe der UNESCO

29 Kulturstätten Macaus wurden 
unter der offiziellen Bezeichnung 
„Macaus historisches Zentrum“ in 
die Liste des Welterbes der UNES
CO aufgenommen. Der entsprechen
de Beschluss erfolgte auf der 29. Sit
zung des Welterbe-Komitees in Dur
ban, Südafrika. Es war Chinas einzi
ge Nominierung in diesem Jahr. Seit 
2003 dürfen die Unterzeichnerstaa
ten der 1972 in Paris beschlosssen 
Konvention zum Schutz des Kul
tur- und Naturerbes der Welt nur 
eine Nominierung im Jahr vorneh
men, ab 2006 sind zwei zugelas
sen, wovon eine ein Naturerbe sein 
muss. China wird dann die Yin-Ru- 
inen in Anyang und das Natur reser
vat Woolong in Sichuan nominieren. 
Die Volksrepublik hat die Konventi
on 1985 unterschrieben und ist auch 
Mitglied des 21 Staaten umfassen
den Komitees. China ist jetzt mit 
31 Stätten in der Liste vertreten (es 
steht hinter Italien und Spanien an 
dritter Stelle). Die Präsidentin des 
Kulturinstitutes von Macau, Ho Lai 
Chun, nannte vor ihrer Abreise nach 
Durban die von Macau vorgeschla
genen Stätten und Baudenkmäler 
„Produkte von über 400 Jahren Kul
turaustausch zwischen der westli
chen Welt und der chinesischen Zivi
lisation“ (SCMP, 15.7.05). Auch der 
Minister für soziale Angelegenheiten 
und Kultur Fernando Chui war nach 
Durban geflogen.

Das historische Zentrum Macaus 
nannte Regierungschef Edmund Ho 
ein „einzigartiges Kleinod“ und ein 
„Zeugnis für die Verschmelzung der 
chinesischen und der westlichen 
Kultur auf chinesischem Boden“ 
(http://macau.org.uk, 15.7.05, Auf
ruf am 5.8.05). Dazu gehören viele 
portugiesische Bauten, die die ers
ten ihrer Art auf chinesischem Terri
torium waren. Chinas älteste Kirche 
ist dabei, das älteste Hospital und 
das erste europäische Opernhaus in 
Asien, der älteste Leuchtturm an 
der chinesischen Küste und die äl
teste Universität westlichen Stils in 
Fernost. Der Präsident der Euro
päischen Kommission Jose Manuel 
Barroso, der nach seiner Chinarei-
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